Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 942 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) 


über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur einheitlidien Anwendung des § 397 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes vom 28. Mai 1924 

- Drucksadien 158, zu 158 - 


Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Döhring 

Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf — Drucksache 158 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen; 

2. den Antrag der Fraktion der DP betr. Zuleitung des Gesetz- 
entwurfs zur einheitlichen Anwendung des § 397 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes — Drucksache 81 — durch die Beschluß- 
fassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 20. Oktober 1954 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 


Richter 

Vorsitzender 


Frau Döhring 

Berichterstatter 


Druck; Bonner Universltäts-Budidnickerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur einheitlichen Anwendung des § 397 
des Angestelltenversicherungsgesctzes vom 28. Mai 1924 

- Drucksache 158 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur einheitlichen 
Anwendung des § 397 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes 
vom 28. Mai 1924 


§ 1 

In der Rentenversicherung der Angestell- 
ten gelten für die Gewährung von Ruhegeld 
an Angestellte, die das sechzigste Lebensjahr 
vollendet haben und seit mindestens einem 
Jahr ununterbrochen arbeitslos sind, einheit- 
lich § 397 Abs. 1 bis 4 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes in der Fassung nach Ar- 
tikel II Nr. 10 b der Verordnung über die 
Änderung, die neue Fassung und die Durch- 
führung von Vorschriften der Reichsversi- 
cherungsordnung, des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und des Reichsknappschafts- 
gesetzes vom 17. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 419) und. § 23 des Gesetzes über weitere 
Maßnahmen in der Reichsversicherung aus 
Anlaß des Krieges vom 15. Januar 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 34). 

S 2 

Ist für die Gewährung des Ruhegeldes nach 
§ 1 ein Versicherungsträger mit dem Sitz 
in den Ländern Hamburg, Nieder Sachsen, 
Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-Holstein 
zuständig, so beginnt das Ruhegeld, abwei- 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur einheitlichen 
Anwendung des § 397 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

In der Rentenversicherung der Angestell- 
ten gelten für die Gewährung von Ruhegeld 
an Angestellte, die das sechzigste Lebensjahr 
vollendet haben und seit mindestens einem 
Jahr ununterbrochen arbeitslos sind, einheit- 
lich der § 397 Abs. 1 bis 4 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes in der Fassung des Ar- 
tikels II Nr. 10 Buchstabe b der Verordnung 
über die Änderung, die neue Fassung 
und die Durchführung von Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung, des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und des Reichs- 
knappschaftsgesetzes vom 17. Mai 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 419) und der § 23 des 
Gesetzes über weitere Maßnahmen in der 
Reichsversicherung aus Anlaß des Krieges 
vom 15. Januar 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 34). 

§ 2 

Wird die Gewährung des Ruhegeldes nach 

§ 1 aus Gebieten im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, in denen die Vorschrift des 
§ 397 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
bisher nicht angewendet worden ist, bean- 
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Entwurf 

diend von § 41 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes in Verbindung mit ^ 1286 der 
Reichsversicherungsordnung, mit dem Ablauf 
des Monats, in dem die Leistungsvorausset- 
zungen erfüllt sind, jedoch nicht vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. Satz 1 gilt nur, 
wenn das ^uhtgehalt innerhalb von sechs 
Monaten nach Verkündung dieses Gesetzes 
beantragt wird. 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzlü. I S. 1) auch 
Im Lande Berlin. 

S 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 
1 9 5 3 in Kraft. 

(2) Zu dem in Absatz 1 genannten Zeit- 
punkt tritt Teil II Abschnitt 2 Artikel 18 
Abs. 3 der Ersten Verordnung zur Verein- 
fachung des Lelstungs- und Beitragsredits in 
der Sozialversicherung vom 17. März 1945 
(Reichsgesetzbl. I S. 41) außer Kraft, soweit 
er diesem Gesetz entgegensteht. 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 

tragt, so beginnt das Ruhegeld, abweichend 
von § 41 des Angestellten Versicherungs- 

gesetzes in Verbindung mit § 1286 der 
Reichsversicherungsordnung, mit dem Ab- 
lauf des Monats, in dem die Leistungsvoraus- 
setzungen erfüllt sind, jedoch nicht vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. Satz 1 gilt nur, 
wenn das Ruhegeld innerhalb von sechs Mo- 
naten nach Verkündung dieses Gesetzes be- 
antragt wird. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 
1955 in Kraft. 

(2) unverändert 


* 
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